
Hunderttausende von Beschäftigten demonstrierten 
bundesweit gegen die Verlängerung der Lebens­
arbeitszeit auf 67 Jahre und für mehr soziale  
Gerechtigkeit. DIE LINKE. hat am 1. Februar 2007  
eine aktuelle Stunde im Bundestag zu den Protesten 
der Gewerkschaften anberaumt.

Fraktionsvorsitzender Oskar Lafontaine: »Ich möchte 
für die Fraktion DIE LINKE. erklären, dass wir diese 
betrieblichen Maßnahmen der deutschen Gewerk­
schaften nachhaltig unterstützen. Wir sehen in diesen 
betrieblichen Maßnahmen politische Streiks. Wir sind 
der Auffassung, dass es notwendig wäre, in Deutsch­
land ebenso wie in den meisten anderen europäischen 
Staaten und in vielen Ländern der Welt auch die  
Möglichkeit des politischen Streiks zuzulassen, damit 
die Bevölkerung die Möglichkeit hat, sich gegen  
unsoziale Maßnahmen der Regierung und der Parla­
mentsmehrheit zur Wehr zu setzen. Noch nie hat sich 
die Volksvertretung so weit von dem Volk entfernt wie 
derzeit. Auch deshalb brauchen wir das demokratische 
Institut des politischen Streiks.« 

Politikerinnen und Politiker von CDU/CSU und SPD  
bis FDP und Grüne beschimpften die Gewerkschafts­
proteste unter anderem als »perfide« und »unerhört«. 
Die Gewerkschaften versündigten sich am Volk, poli­
tisch motivierte Streiks gehörten nicht in die Betriebe. 
 
Werner Dreibus, stellvertretender Fraktionsvorsitzen­
der und gewerkschaftspolitischer Sprecher der Frak­
tion DIE LINKE., zollte dem Engagement der Kollegin­
nen und Kollegen großen Respekt und forderte den 
Bundestag auf, »sich ernsthafter und sorgfältiger mit 
diesen Ereignissen zu beschäftigen.« »250 000 Men­
schen und mehr machen von ihren demokratischen 
Rechten Gebrauch. 250000 Menschen zeigen Engage­
ment für Sozialstaat und Demokratie. 250000  
Menschen sind ein lebendiger Gegenbeweis gegen  
Politikverdrossenheit. 250000 Menschen zeigen in 
lobenswerter Weise bürgerschaftliches Engagement.«

Nach seiner Rede überreichte er Staatssekretär  
Franz Thönnes eine Resolution, die BMW-Beschäftigte 
in Leipzig anläßlich einer Demonstration gegen  
die Rente ab 67 verabschiedet hatten.

Mehr zum Thema unter www.linksfraktion.de

Wir unterstützen  
die Gewerkschaften
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DIE LINKE. lehnt die Erhöhung des 
Renteneintrittsalters auf 67 Jahre ab


